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1. Einleitung

Der vorliegende Sachstand widmet sich der Frage, ob das Eisenbahnkreuzungsgesetz (EKrG)1 in
einer bestimmten Fallkonstellation Anwendung finden würde. Den Hintergrund bilden dabei die
folgenden Überlegungen: Eine nicht mehr für den Schienenverkehr zu verwendende Eisenbahn-
strecke soll zu einer Straße umgebaut werden, die für den öffentlichen Personenverkehr mit Bus-
sen genutzt werden soll. Dabei soll die bestehende Schieneninfrastruktur bestehen bleiben und
das Fundament bzw. den baulichen Untergrund für die etwa durch Verlegung von Betonplatten
zu errichtende Straße bilden. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob das Eisenbahn-
kreuzungsgesetz Anwendung fände, wenn eine solche Straße eine andere Straße kreuzt.

2. Anwendungsbereich des Eisenbahnkreuzungsgesetzes

Das EKrG verfolgt die Ziele, die widerstreitenden öffentlichen Aufgaben, die mit der Straßenbau-
last einerseits und dem Betrieb von Eisenbahnschieneninfrastruktur andererseits einhergehen,
für die Fälle der Kreuzung dieser Verkehrsinfrastrukturen gegeneinander abzugrenzen und durch
die Schaffung bestimmter rechtlicher Vorgaben die Lücke zu schließen, die sich daraus ergibt,
dass die zuständigen Straßen- bzw. Eisenbahnaufsichtsbehörden für sich allein nicht befugt sind,
die notwendigen gemeinschaftlichen Maßnahmen an Kreuzungen durchzusetzen.2

Weiterhin trägt das Gesetz dem Umstand Rechnung, dass die Kreuzung von Schienen- und Stra-
ßenverkehr erhebliche Gefahren birgt, denen mit den gesetzlich vorgesehenen Maßnahmen zu
begegnen ist.3

Dabei lautet § 1 EKrG, der den Anwendungsbereich des Gesetzes festlegt und einige Legaldefini-
tionen enthält, auszugsweise:

„§ 1

(1) Dieses Gesetz gilt für Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen.
(2) […]
(3) Eisenbahnen im Sinne dieses Gesetzes sind die Eisenbahnen, die dem öffentlichen
Verkehr dienen, sowie die Eisenbahnen, die nicht dem öffentlichen Verkehr dienen, wenn
die Betriebsmittel auf Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs übergehen können (An-
schlussbahnen), und ferner die den Anschlussbahnen gleichgestellten Eisenbahnen.

[…]“

1 Gesetz über Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.03.1971,
BGBl. I S. 337; zuletzt geändert durch Verordnung vom 31.08.2015, BGBl. I S. 1474.

2 Marschall, Ernst A./Schweinsberg, Ralf (1990). Eisenbahnkreuzungsgesetz. Kommentar. 4. Auflage. Köln: Carl
Heymanns. § 1 Rn. 4.2.

3 Siehe dazu § 3 EKrG. Zum Sinn und Zweck des Gesetzes vgl. Marschall, Ernst A./Schweinsberg, Ralf (1990). A.
a. O. (Fn. 2). § 1 Rn. 3.3.
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Nach diesem Wortlaut fände das EKrG in der zu Grunde gelegten Fallkonstellation somit nur An-
wendung, wenn es sich bei der errichteten Straße um eine Eisenbahn im Sinne des Gesetzes han-
delte, obwohl der Schienenweg nur das bauliche Fundament einer für den öffentlichen Personen-
verkehr mit Bussen zu nutzenden Straße bilden soll. Unabhängig davon, wie eine derartige
Straße straßenrechtlich zu qualifizieren wäre und welche Schlussfolgerungen sich daraus für die
Anwendbarkeit des EKrG ergäben,4 ist die rechtliche Frage, ob es sich bei einem bestimmten
Schienenweg um eine Eisenbahn im Sinne des EKrG handelt, vor dem Hintergrund der Zweckbe-
stimmung des Schienenwegs zu beantworten.5

In der zu Grunde liegenden Fallkonstellation bestünde der Zweck des Schienenwegs nicht mehr
darin, Schienenverkehrsleistungen zu ermöglichen. Er würde vielmehr ausschließlich als bauli-
che Grundlage für eine darauf zu errichtende Straße dienen. Sollte ein derartiges Bauwerk tech-
nisch realisiert sein, würde der Schienenweg folglich die sachliche Verbindung zu seiner ur-
sprünglichen Zweckbestimmung als Schienenverkehr ermöglichende Verkehrsinfrastruktur ver-
lieren. Insofern spricht die für die Beantwortung der Frage maßgebliche Zweckbestimmung des
Schienenwegs in der zu Grunde gelegten Fallkonstellation dafür, dass dieser nicht mehr als Ei-
senbahn im Sinne des EKrG zu qualifizieren wäre. Gleiches würde für die zu errichtende Straße
gelten. Das EKrG fände somit auf die zu Grunde gelegte Fallkonstellation keine Anwendung.

* * *

4 Zur straßenrechtlichen Widmung und deren Bedeutung vgl. etwa Stelkens, Ulrich (2014). In: Stelkens,
Paul/Bonk, Heinz/Sachs, Michael (Hrsg.). Verwaltungsverfahrensgesetz. Kommentar. 8. Auflage 2014. München:
C. H. Beck. § 35 Rn. 320 ff.

5 So Marschall, Ernst A./Schweinsberg, Ralf (1990). A. a. O. (Fn. 2). § 1 Rn. 3.3.


